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TARIFPOLITIK

Das Tarifvertragswesen 
in Großbritannien, Irland und Dänemark
Hildegard Waschke, Köln

Großbritannien, Irland und Dänemark weisen in ihren Tarifvertragssystemen gegenüber den übrigen 
EG-Mitgliedern Besonderheiten auf, von denen einige eine Harmonisierung der kollektiven Arbeits­
beziehungen erschweren, andere dagegen ihr förderlich sein könnten.

Hauptkomponenten der Tarifvertragssysteme in 
den Ländern der Europäischen Gemeinschaft 

(EG) sind die Autonomie der Sozialpartner beim 
Abschluß von Tarifverträgen und der Rechtsschutz, 
d. h. die Einklagbarkeit bestehender Verträge. Die 
Methoden aber sind in den einzelnen Ländern 
sehr verschieden und das Ergebnis historischer 
Entwicklungen von Rechtssystemen, sozialen 
Strukturen und Verhaltensweisen.

Am kompliziertesten für den Kontinentaleuropäer 
erscheint das britische Tarifvertragswesen. Der 
Grund dafür ist die vom Kontinent stark abwei­
chende Entwicklung von Recht und Gesellschaft. 
In England ist die Kontinuität des Rechts vom 
Mittelalter zur Neuzeit größer als auf dem Konti­
nent, weil keine Aufnahme des Römischen Rechts 
erfolgte. Die englische Rechtsfindung basiert in 
erster Linie nicht auf Gesetzen oder gar Kodifika­
tionen, sondern auf Rechtsfällen und Gewohn­
heitsrecht. In der britischen Gesetzgebung gibt es 
nur dann eine Neuerung, wenn eine Beschwernis 
unmittelbar empfunden wird, und auch dann nur 
insoweit, als es gerade zur Beseitigung eben die­
ser Beschwernis notwendig ist; der Mensch soll 
möglichst frei sein, und das jeweils Bestehende ist 
heilig. Den höchsten Wert im britischen Recht hat 
also nicht der Gedanke der Ordnung, sondern der 
Gedanke der Freiheit, die es zu wahren gilt. In 
diesem Lichte sind auch die umfangreichen 
Arbeitskämpfe der letzten Jahre, die Überbeto­
nung der unteren Ebene und der immer wieder bei
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den Diskussionen um eine neue Arbeitsgesetz­
gebung demonstrierte Hang zum Formlosen und 
Freiwilligen bei Tarifverhandlungen zu sehen.

Zersplitterte Verbände in Großbritannien

Ein Ergebnis der seit der frühen Industrialisierung 
ständig wechselnden Beschäftigungsverhältnisse 
und gehegten Traditionen der Arbeiterbewegung 
ist eine völlig uneinheitliche Gewerkschaftsstruk­
tur. Zur Zeit gibt es 469, zum Teil sehr kleine Ein­
zelgewerkschaften (darunter 14 in Nordirland). Sie 
sind sehr heterogen organisiert als Allgemein­
gewerkschaften (general unions), Facharbeiter­
gewerkschaften (craft unions), Berufsgewerkschaf­
ten (occupational unions; Sonderformen sind die 
verschiedenen Angestellten- und Beamtengewerk­
schaften — white collar unions). Industriegewerk­
schaften deutschen Typs sind selten ’ ). Insgesamt 
gibt es etwa 11 Mill. Gewerkschaftsmitglieder, was 
einem Organisationsgrad von etwa 43 % ent­
spricht. Einzige Spitzenorganisation ist der Ge­
werkschaftsbund (Trade Union Congress — TUC). 
Ihm gehören direkt oder indirekt (über Gewerk­
schaftsverbände) etwa 350 Gewerkschaften mit 
insgesamt über 10 Mill. Mitgliedern an, von denen 
annähernd ein Drittel Angestellte sind. Eine be­
sondere Spitzenorganisation für Angestellte, wie 
die DAG in der Bundesrepublik, gibt es in Groß­
britannien nicht.

Auf der Arbeitgeberseite sind ca. 1350 Verbände 
mit sehr unterschiedlichen Aufgabenbereichen zu 
finden: einige befassen sich nur mit wirtschaft­
lichen Fragen, andere nur mit Tarifverhandlungen, 
wieder andere umfassen beide Aufgabenbereiche.
' )  V g l. J o h n  H u g h e s :  T ra d e  U n io n  S tru c tu re  an d  G o ve rn m e n t, 
R o ya l C o m m is s io n  o n  T ra d e  U n io n s  and  E m p lo y e rs ' A s s o c ia tio n s , 
R esearch P apers 5 (P a rt 1), L o n d o n  1967, S. 3 (f.
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Auch die Arbeitgeberorganisationen weisen kein 
einheitliches Organisationsprinzip auf. Sie können 
industrieweit aufgezogen sein oder sich auf einen 
Sektor oder eine Region beschränken 2). Spitzen­
organisation ist der Britische Industrieverband 
(Confederation of British Industry -  CBI). Seine 
Mitgliederschaft setzt sich aus 11 705 Einzelunter­
nehmen, 218 Arbeitgeberverbänden und Wirt­
schaftsvereinigungen sowie 17 der verstaatlichten 
Industrieunternehmen zusammen. Wie in der Bun­
desrepublik sind die Spitzenorganisationen selbst 
nicht für Tarifverhandlungen zuständig.

Die positive Koalitionsfreiheit ist gewährleistet. 
Niemand darf wegen der Mitgliedschaft oderTätig- 
keit in einer Gewerkschaft entlassen werden. Die 
negative Koalitionsfreiheit, also das Recht, keiner 
Gewerkschaft beizutreten, ist hingegen in Groß­
britannien eingeschränkt. Da das neue, am 
16. September letzten Jahres in Kraft getretene 
Trade Union and Labour Relations Act 1974 das 
mühsam unter der konservativen Regierung zu­
stande gekommene Industrial Relations Act 1971 
aufhebt, sind die (besonders im Druckereiwesen, 
bei Seeleuten und Musikern) traditionellen closed 
shop-Abkommen (also Gewerkschaftszugehörig­
keit als Beschäftigungsbedingung) wieder zu­
lässig.

Unverbindlichkeit der Tarifverträge

Tarifverträge können in Großbritannien mit den 
betreffenden Arbeiter- und/oder Angestellten­
gewerkschaften auf Industrie-, Firmen- oder Be­
triebsebene abgeschlossen werden. Die Tarifver­
träge für die verstaatlichten Wirtschaftsbereiche 
werden in der Regel auf nationaler Ebene ausge­
handelt. Im öffentlichen Sektor insgesamt ist das 
Verhandlungssystem stärker formalisiert. Es gibt 
separate gemeinsame Räte auf nationaler, regio­
naler und lokaler Ebene, in denen die verschiede­
nen Beschäftigtengruppen mit der betreffenden 
Behörde über Löhne und Arbeitsbedingungen ver­
handeln.

Im Gegensatz zu Kontinentaleuropa sind in Groß­
britannien Tarifverträge im allgemeinen bloße Ab­
sichtsbekundungen. Nach dem neuen Gesetz von 
1974 sind sie nur dann rechtsverbindlich, wenn sie 
eine entsprechende Klausel enthalten. (Das Ge­
setz von 1971 war dagegen — erstmalig in Groß­
britannien — von der Rechtsverbindlichkeit der 
Tarifverträge ausgegangen. War sie nicht er­
wünscht, mußte sie von den Tarifparteien aus­
drücklich ausgeschlossen werden.)

In den letzten Jahren haben sich in Großbritannien 
Tarifverhandlungen zunehmend auf die Ebene des 
Unternehmens, des Betriebs bzw. der Werkstätte
' )  V g l. C IR  S tu d y  1, E m p lo y e rs ' O rg a n is a t io n  and In d u s tr ia l R e la - 
t io n s , L o n d o n  1972, S. 7.

verlagert. Hier spielen die gewerkschaftlichen Be­
triebsobleute, die „shop stewards“ , eine große 
Rolle. Sie werden in der Regel von den Gewerk­
schaftsmitgliedern im Betrieb gewählt. Allerdings 
existieren dafür keine einheitlichen Vorschriften. 
Obwohl keine Gewerkschaftsfunktionäre, sind die 
Gewerkschaften auf sie angewiesen (für Beitrags­
einziehung, Mitgliederwerbung, Information der 
Gewerkschaftsmitglieder, Mitteilung von Be­
schwerden usw.)3). Der „shop Steward“ ist prak­
tisch zum Tarifpartner auf Betriebsebene gewor­
den. Oft versteht er es, bestehende Abmachungen 
zu umgehen, auch werden die Satzungen der eige­
nen Gewerkschaft nicht immer beachtet. (Wilde 
Streiks, die in England 95 % aller Streiks aus­
machen, gehen häufig auf das Konto der „shop 
stewards“ .) Aber die Beschäftigten fühlen sich 
durch die „shop stewards“ , die ihnen vom Arbeits­
platz her bekannt sind, besser, weil unmittelbarer, 
vertreten als durch Gewerkschaftsfunktionäre. Zur 
Zeit wirken ca. 350 000 „shop stewards“ in Groß­
britannien (doppelt soviel wie 1968).

Das Streikrecht ist für Arbeitsstreitigkeiten (trade 
disputes), nicht aber für politische Aktionen ge­
währleistet. Dies gilt auch für landesüberschrei- 
tende Sympathiestreiks, allerdings vorläufig nur 
dann, wenn die streikenden Briten unmittelbar 
betroffen sind. Die Labour-Regierung strebt je­
doch eine Beseitigung dieser Einschränkung an.

Der 1971 eingeführte arbeitsgerichtliche Instanzen­
weg für kollektive Arbeitsstreitigkeiten hat sich 
nicht durchsetzen können. Die neue vom Arbeits­
minister eingesetzte zentrale Schlichtungs- und 
Schiedsstelle CAS (Conciliation and Arbitration 
Service) ist deshalb im Gegensatz zur vorherigen 
Praxis unabhängig vom Staat und basiert auf Frei­
willigkeit. Dem Präsidenten James Mortimer, einem 
ehemaligen Gewerkschaftsfunktionär, untersteht 
ein Rat von je 3 Mitgliedern der Arbeitgeber und 
Gewerkschaften und 3 unabhängigen Experten. 
Obwohl der CAS bereits vermittelt und Schieds­
sprüche (die nicht verbindlich sind) erläßt, wird er 
seine gesetzliche Grundlage erst in dem von der 
Labour-Regierung geplanten Beschäftigungs­
schutzgesetz (Employment Protection Bill) finden. 
CBI und TUC streben übrigens dabei eine pari­
tätische Besetzung des CAS ohne Einbeziehung 
unabhängiger Sachverständiger an.

Das in der Republik Irland geltende Recht setzt 
sich aus dem überlieferten englischen Recht sowie 
den nach der Trennung von Großbritannien vom

3) V g l. R oya l C o m m is s io n  on  T ra d e  U n io n s  and  E m p lo y e rs 1 Asso- 
c ia tio n s , R esearch P apers 1, E. W . J . M c C a r t h y  : T he  Ro!e 
o f S hop  S te w a rd s  in  B r it is h  In d u s tr ia l R e la tio n s , L o n d o n  1966/67, 
u n d  R esearch P a pe rs  10, E. W . J . M c C a r  t h y  , S. R. P a  r  k e r : 
S hop  S te w a rd s  and  W o rksh o p  R e la tio n s , T he  R e su lts  o f a Study 
u n d e rta k e n  by  th e  G o v e rn m e n t S o c ia l S u rvey  fo r  th e  R oya l Com - 
m isso n  on T ra d e  U n io n s  and  E m p lo y e rs ’ A s s o c ia t io n s , London, 
M ä rz  1968.
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irischen Parlament erlassenen Einzelgesetzen zu­
sammen. Die Kontinuität der Rechtsentwicklung 
blieb damit auch nach der grundlegenden Ände­
rung der internationalen Stellung Irlands gewahrt. 
Somit weist das Tarifvertragswesen eine Reihe 
von Ähnlichkeiten mit dem Großbritanniens auf.

Irische Vielfalt

Auch in Irland ist — bei einem allgemeinen ge­
werkschaftlichen Organisationsgrad von etwa 
50% — eine Vielfalt von über 100 Gewerkschaften 
zu verzeichnen. Es gibt Allgemeingewerkschaften 
(general unions), z. T. mit besonderen Sektionen 
für Angestellte, Facharbeitergewerkschaften (craft 
unions) und Gewerkschaften für die verschiede­
nen Angestellten-Kategorien. Fachgewerkschaften 
überwiegen auch hier gegenüber den Industrie­
gewerkschaften. In den meisten Industriezweigen 
bestehen zwei Gewerkschaften nebeneinander: 
Die eine wirkt nur in der Republik Irland, die 
andere hat dort zwar ein Hauptbüro (Vorausset­
zung für eine Zugehörigkeit zum Irischen Gewerk­
schaftsbund), ist aberTeil einer britischen Gewerk­
schaft. Beide können in ganz Irland Mitglieder 
werben.

Die gewerkschaftliche Zentralorganisation ist der 
Irische Gewerkschaftsbund, ICTU (Irish Congress 
of Trade Unions), dem 89 Gewerkschaften mit ins­
gesamt 560 000 Mitgliedern in der Republik Irland 
und in Nordirland angehören. Die 13 angeschlos­
senen nordirischen Gewerkschaften haben zwar 
eine eigene Gruppe mit besonderer Gewerk­
schaftskonferenz, weil in Nordirland das britische 
Arbeitsrecht gilt, aber die Religionszugehörigkeit, 
die in Nordirland das politische Leben ansonsten 
beherrscht, spielt keine Rolle. Um der Zersplitte­
rung der Gewerkschaften Einhalt zu gebieten, be­
stimmt das Gewerkschaftsgesetz (Trade Union 
Act) von 1971, daß eine Gewerkschaft mindestens 
500 Mitglieder in der Republik Irland haben muß, 
eine Summe von mindestens 5 000 £ beim Gericht 
(High Court) zu hinterlegen hat und eine Tarifver- 
tragslizenz erst 18 Monate nach Antragstellung 
erhält. Nach dem Gewerkschaftsgesetz von 1941 
müssen nämlich Gewerkschaften und Arbeitgeber­
verbände für Tarifverhandlungen eine Lizenz 
(negotiating licence) des Arbeitsministers ein­
holen. Erst diese Lizenz macht sie tariffähig. Eine 
neue Gesetzesvorlage (Trade Union Amalgama- 
tions Bill 1974) erstrebt die Konsolidierung der 
Gewerkschaften in der Republik Irland.

Für die ca. 13 000 Arbeitgeber der Republik Irland 
gibt es 22 tariffähige (also lizenzierte) Arbeitgeber­
verbände, von denen aber die Mehrzahl gleich­
zeitig als Wirtschaftsvereinigungen fungiert. Zen­
trale Koordinierungsorganisation ist die IEC (Irish 
Employers’ Confederation for Industrial Relations).

Auch in Irland können Tarifverträge auf Industrie-, 
Bezirks- oder Firmen-Ebene abgeschlossen wer­
den. Dafür bestehen aber Richtlinien. 1970 wurde 
nämlich auf Landesebene eine paritätisch besetzte 
National Employer-Labour Conference als Diskus­
sionsforum für Löhne, Preise und Arbeitsbedin­
gungen eingerichtet. Sie hat 1970, 1972 und 1974 
Rahmenabkommen (National Agreements) abge­
schlossen, die zwar nicht rechtsverbindlich sind, 
sich aber in der Praxis als überaus wirksam erwie­
sen haben. Tarifverträge sollen danach für 18 Mo­
nate abgeschlossen werden. Allerdings wird eine 
Anpassung an den Verbraucherpreisindex emp­
fohlen.

Für die Beilegung von Kollektivstreitigkeiten gibt 
es, wie in Großbritannien, nach Ausschöpfung der 
tarifvertraglichen Möglichkeiten aufgrund der Ge­
setze über Arbeitgeber-Arbeitnehmer-Beziehun- 
gen (Industrial Relations Acts) von 1946 und 1969 
eine unabhängige zentrale Arbeits-Schiedsstelle 
(Labour Court). Vorsitzender und Stellvertretender 
Vorsitzender werden vom Arbeitsminister ernannt. 
Arbeitgeber und Gewerkschaftsbund stellen je 
zwei Vertreter. Wird eine Streitigkeit von Gewerk­
schaft, Arbeitgeber oder beiden vor diese Schieds- 
stelle gebracht, so wird in der Regel zunächst ein 
Industrial Relations Officer zu Vermittlungs- und 
Schlichtungsversuchen eingesetzt. (Durchschnitt­
lich werden 75 % aller Arbeitsstreitigkeiten jähr­
lich auf diese Weise beigelegt.) Bleiben diese Ver­
suche erfolglos, kann die Gewerkschaft die 
Schiedsstelle ersuchen, den Streitfall zu prüfen 
und eine Lösung zu empfehlen. In diesem Falle 
muß sich die Gewerkschaft vorher verpflichten, die 
Empfehlung zu befolgen. Wenden sich beide Par­
teien an die Schiedsstelle, besteht keine Verpflich­
tung zur Annahme der Empfehlung. In Ausnahme­
fällen kann die Schiedsstelle aus eigener Initiative 
intervenieren. Der Labour Court ist kein Gerichts­
hof.

Kollektivstreitigkeiten, die nicht Löhne, Arbeitszeit 
oder Jahresurlaub betreffen, können von Arbeit­
geber und Gewerkschaft vor sogenannte „Rights 
Commissioners“ gebracht werden, die vom Ar­
beitsminister ernannt werden. Dessen Entschei­
dung ist dann aber für die streitenden Parteien 
verbindlich.

Wilde Streiks, die in Großbritannien die Szene be­
herrschen, sind in der Republik Irland verboten. In 
Unternehmen, in denen — was meist der Fall ist — 
mehrere Gewerkschaften vertreten sind, ist ein 
Streik der Belegschaft nur mit Billigung des Ge­
werkschaftsbundes zulässig.

Organisation in Dänemark

Das dänische Recht hat seine Wurzeln weder im 
römischen noch im angelsächsischen Recht, son­
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dern basiert auf eigenständigen nationalen Quel­
len. Hier spielen Gesetze die Hauptrolle.

Auch in Dänemark finden wir eine Mischung von 
Berufs- und Industriegewerkschaften und Gewerk­
schaften für ungelernte Arbeiter. Zur Zeit über­
wiegt auch hier noch die Organisierung nach Be­
rufsgruppen (fag). Für das nächste Jahrzehnt ist 
jedoch die Umstellung auf Industriegewerkschaf­
ten geplant. In Dänemark sind gegenwärtig etwa 
zwei Drittel der abhängig Beschäftigten gewerk­
schaftlich organisiert. Dieser hohe Organisations­
grad ist weitgehend darauf zurückzuführen, daß in 
Dänemark — ähnlich wie in Belgien — die Arbeits­
losenversicherung über die Gewerkschaften abge­
wickelt wird.

Die meisten Gewerkschaften sind dem Zentral­
verband der Gewerkschaften, LO (Landsorgani­
sationen i Danmark) angeschlossen, der über 
930 000 Mitglieder aufweist. Ein großer Teil der 
Angestellten und Beamten ist in Gewerkschaften 
organisiert, die folgenden Organisationen ange­
schlossen sind: dem Zentralrat der Dänischen 
Beamten- und Angestelltenorganisationen (Fael- 
lesrädet for Danske Tjenestemands og Funktio- 
naerorganisationen) mit etwa 175 000 Mitgliedern, 
der Zentralorganisation der Staatsbeamten (Stats- 
tjenestemaenderes Centralorganisation) mit etwa 
40 000 Mitgliedern oder der Zentralvertretung 
Dänischer Arbeitsleiter- und Technischer Ange- 
stellten-Verbände (Faellesrepraesentationen for 
Danske Arbejdsleder- og techniske Funktionaer- 
foreninger) mit etwa 35 000 Mitgliedern.

Gegenstück zu der LO ist der Dänische Arbeit­
geberverband, DA (Dansk Arbejdsgiverforening). 
Er vertritt in Form von Arbeitgeberverbänden und 
Einzelfirmen aus Industrie, Handel und Handwerk 
insgesamt etwa 25 000 Arbeitgeber. Im Gegensatz 
zu Großbritannien und Irland gibt es in Dänemark, 
ähnlich wie in der Bundesrepublik, für die Ver­
bände, die mit der Wahrnehmung nur wirtschaft­
licher und nicht kollektiv-arbeitsrechtlicher Inter­
essen der Industrie betraut sind, einen Verband 
der Dänischen Industrie (Danmarks Industrifore- 
ning).

Zentralisierte Kollektiwerhandlungen

Kollektiwerhandlungen sind in Dänemark — im 
Gegensatz zu Großbritannien und Irland — stark 
zentralisiert. Die einzelnen Arbeitgeberverbände 
und Gewerkschaften verhandeln zwar über Pro­
bleme der jeweils speziellen Berufsgruppen. Den 
Spitzenorganisationen wird es aber überlassen, 
über allgemeine Fragen für sämtliche Mitglieder 
zu verhandeln. Die LO schließt mit der DA in der 
Regel Rahmenabkommen über zwei Jahre ab.

Können sich die Spitzenorganisationen nicht über 
ein neues Abkommen einigen (Interessenkonflikt),

so bemüht sich ein (auf dem Gesetz über die 
Schlichtung von Arbeitsstreitigkeiten von 1958, ab­
geändert 1970, basierendes) vom Arbeitsminister 
jeweils für drei Jahre ernanntes dreiköpfiges 
staatliches Schlichtungsgremium um einen Ver­
gleich. Dabei kann ein Streik bis zu zwei Wochen
— im Falle der Beeinträchtigung lebenswichtiger 
Institutionen oder Funktionen bis zu vier Wochen
— ausgesetzt werden. Mißlingt der Vergleich, so 
kommt es zum Arbeitskampf, falls nicht das Folke- 
ting (gesetzgebende Versammlung) eingreift. Sol­
che Eingriffe desFolketing erfolgen bei drohenden 
Großkonflikten verschiedentlich dadurch, daß ein 
Vergleichsvorschlag der Schlichtungsinstanz, der 
von einer der Spitzenorganisationen abgelehnt 
worden war, in ein Gesetz umgewandelt wird. Bei 
Streitigkeiten über die Interpretation von Tarifver­
trägen und bei Vertragsbruch (Rechtskonflikt) 
kann der Streit bei Nicht-Einigung zwischen den 
Vertragspartnern vor ein auf dem neuen Arbeits­
gerichtsgesetz von 1973 basierendes Arbeits­
gericht (Arbejdssetten) gebracht werden, in dem 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer normalerweise 
durch je drei, bei besonders wichtigen Fällen 
durch je sechs Juristen vertreten sind. Die Urteile 
sind endgültig und rechtsverbindlich.

Ein grundlegendes Abkommen (also eine freiwil­
lige Vereinbarung ohne Gesetzeszwang) zwischen 
der LO und der DA über die beiderseitigen Rechte 
auf dem Arbeitsmarkt, vor allem das Recht der 
beiden Spitzenorganisationen, für alle Mitglieder 
bindende Tarifverträge abzuschließen, gibt es -  
einmalig in Europa — schon seit 1899. Dieses sog. 
Septemberabkommen (Septemberforliget) wurde 
durch ein Hauptabkommen 1960 und erneut 1973 
(mit Gültigkeit vorläufig bis 1978) revidiert. Die 
wichtigsten Punkte des neuen Hauptabkommens 
sind: Koalitionsfreiheit, allgemeine Regeln für 
Arbeitsniederlegungen (Friedenspflicht während 
der Dauer von Tarifverträgen, Anzeigepflicht von 
Streikabstimmungen mindestens 14 Tage im vor­
aus, nach deren Ergebnis müssen mindestens sie­
ben Tage bis zur beabsichtigten Arbeitsnieder­
legung vergehen), allgemeine Bestimmungen über 
Tarifverträge (u. a. dreimonatige Kündigungsfrist 
für Tarifverträge und während der Laufzeit eines 
Vertrages automatische halbjährige Anpassung 
entsprechend den Veränderungen des Lebens- 
haltungskosten-lndex).

Auch in Dänemark gibt es gewerkschaftliche Be­
triebsobleute (zur Zeit etwa 15 000), aber im 
Gegensatz zu den britischen „shop stewards“ 
haben sie sich im allgemeinen zu echten Binde­
gliedern zwischen Arbeiterschaft, Gewerkschaften 
und Betriebsleitung entwickelt. Tarifvertragspartei 
im Betrieb sind die dänischen „shop stewards“ 
nicht.
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